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Unberechenbare Schweiz!

Namhafte ausländische Unternehmen wie Yahoo, 
Tyco und Weatherford verlassen unser Land mit dem 
Hinweis, wir seien «politisch unberechenbar» gewor-
den. Stimmt der Vorwurf?

Gute Zahlen
Fakt ist, dass wir die letzten Jahre hervorragend 
überstanden. Unser Motor lief, während er im Aus-
land stotterte. Fakt ist auch, dass wir bezüglich der 
wirtschaftlichen Grunddaten sehr gut dastehen. 
Nebst einem ansehnlichen Wirtschaftswachstum 
weisen wir eine tiefe Arbeitslosenquote sowie eine 
«Null-Inflation» aus. Auch die Verschuldungsquoten 
der öffentlichen Hand sprechen für uns. 

Gefährliche Regeländerungen
Dafür befindet sich die Politik in Aufruhr. Unsere 
halbdirekte Demokratie versetzt uns in einen «Dau-
er-Wahl- und Abstimmungskampf». Unternehmen 
wollen aber lieber stabile Verhältnisse, damit sie 
langfristig investieren können. Denn Regelände-
rungen beinhalten immer auch politische und wirt-
schaftliche Risiken und Kosten.

Business statt Politik
Die Aufgabe von Unternehmen ist es, im Alltag zu 
bestehen und Erfolge zu verbuchen. Und nicht, sich 
permanent für attraktive Rahmenbedingungen ein-
setzen zu müssen. Zumal, wenn die steuerlichen 
Standortvorteile erodieren, die Personenfreizü-
gigkeit mit der EU infrage gestellt wird und immer 
mehr Regulierungen entweder vom Ausland über-
nommen oder freiwillig eingeführt werden. Wie soll 
da ein internationaler Wettbewerbsvorteil entste-
hen?

Italienische Verhältnisse
Insofern nagen die politischen Auseinanderset-
zungen zwischen Links und Rechts einerseits so-
wie zwischen Behörden und Stimmvolk anderer-
seits zusätzlich an unseren Standortvorteilen. Eine 
nüchterne Betrachtung der Abstimmungsresultate 
zeigt, dass wir tatsächlich «unberechenbarer» ge-
worden sind. Die Mehrheiten wechseln von Quartal 
zu Quartal. Das sind fast schon italienische Verhält-
nisse…
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Sicherheiten für die Wirtschaft

Wir Schweizer waren bekannt für unsere sicheren 
Werte. Die Politik hat die Verantwortung, dass die 
Wirtschaft die nötigen Rahmenbedingungen für 
ihre Tätigkeiten erhält. In letzter Zeit haben wir lei-
der immer mehr an Sicherheiten verloren: Noch vor 
einigen Jahren waren viele Mittel- und Grossbetrie-
be von Patrons geführt, die durch ihr persönliches 
Engagement in unterschiedlichen gesellschaftli-
chen Gremien, vor allem auch in der Politik greifbar 
und transparent waren. Viele heutige Manager ver-
mitteln leider diese Werte nicht mehr. Mit nur ge-
winnorientierten Handlungen kann die Nachhaltig-
keit auf der Strecke bleiben.

Auch die aktuell eingereichten Initiativen sind na-
hezu eine Destabilisierung unseres Landes. Hier nur 
ein kleiner Auszug davon: Ecopop, Erbschaftssteu-
er-Reform, Abschaffung Pauschalbesteuerung, be-
dingungsloses Grundeinkommen… Diese Themen 
geben unserem Land eine unnötige Unsicherheit. 
Auch die Masseneinwanderungsinitiative wäre 
nicht nötig gewesen, wenn die Mitte- und Linkspoli-
tiker in den letzten Jahren den Puls der Bevölkerung 
aufgenommen hätten. Infolge Fahrlässigkeit in die-

ser Frage hat nun das Volk entschieden. Ich bin aber 
überzeugt, dass aus dieser Frage in absehbarer Zeit 
die richtigen Schlüsse gezogen werden. Wir Ost-
schweizer haben ein grosses Potenzial. Mit der rich-
tigen Vernetzung zwischen Wirtschaft, Politik und 
Bevölkerung können wir auch künftig trumpfen 
und geben diesen standortschädlichen Initiativen 
keine Chance. 

Zur Sicherheit gehört aber auch die Zukunft un-
serer Raumplanung. Wir dürfen im Verteilkampf 
der künftigen Bauflächen die Kontingente nicht 
nur den grossen urbanen Gebieten (beispielswei-
se Zürich) überlassen. Wir haben einen klaren An-
spruch, dass auch wir uns in den richtigen Regio-
nen und im richtigen Mass entwickeln können. Dies 
gilt für Wohn- aber auch Gewerbe- und Industrie-
flächen. Setzen wir uns ein für eine gute Vernet-
zung von Wirtschaft und Politik. Damit entstehen 
die richtigen Rahmenbedingungen und diese ge-
ben Sicherheit für die Zukunft. Mit dem Standort-
förderungsprogramm für die Jahre 2015 bis 2018 
versucht der Kanton St.Gallen, den richtigen Weg 
zu spuren.
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